
Parteifreies Bündnis

Die Region Stuttgart steht im 
Zentrum der größten Konzen-

trationsgebiete der Automobilindu-
strie weltweit. Mit der einsetzenden
Finanz- und Wirtschaftskrise wurden
zuerst die Leiharbeiter entlassen und
die meisten Belegschaften der Auto-
mobilkonzerne und Zulieferer auf
Kurzarbeit gesetzt.

Die meisten Kurzarbeiter Deutsch-
lands gibt es derzeit in Stuttgart:
„Hauptstadt der Kurzarbeit“ titeln
die Zeitungen. Im Dezember 2008
waren von 500 000 sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigten im Stutt-
garter Bezirk der Bundesagentur für
Arbeit 45 279 Kurzarbeiter angemel-
det, also jeder elfte. Lobte sich die
Stuttgarter Stadtspitze in früheren
Zeiten gerne selbst als „Motor
Deutschlands“, haben sich nun die
Vorzeichen völlig geändert. 

Wir müssen davon ausgehen, dass
die begonnene Weltwirtschaftskrise
alles in den Schatten stellen wird, was
wir seit dem II. Weltkrieg an Wirt-
schaftskrisen und -einbrüchen erlebt
haben. Die Neuverschuldung des
Bundes und die Krisenlasten werden
rigoros auf die Beschäftigten, Rentner
und Hartz IV-Empfänger, aber auch
auf den Stadthaushalt abgewälzt wer-
den. Der Staat verteilt Verluste und
Risiken von oben nach unten. Die
Schulden, die der Staat jetzt macht,
müssen von den SteuerzahlerInnen
beglichen werden. Die Einnahmen an
Gewerbesteuer für die Kommunen
werden drastisch zurückgehen.

Die drohende Klimakatastrophe ruft
nach einem Bewusstseins- und Zivili-
sationswandel. Der Übergang zu ei-
ner postfossilen  und nachhaltigen Zi-
vilisation wird ein wesentliches Vor-

haben dieses Jahrhunderts sein. Die-
ser umfasst nicht nur ein technologi-
sches Projekt, nämlich die Umgestal-
tung der gesellschaftlichen Hardware,
von Gebäuden, Fabriken über Kraft-
werke bis zu Textilien, zu ressourcen-
leichten, effizienten und naturverträg-
lichen Systemen, sondern auch einen
politisch-zivilisatorischen Prozess.

Eine Politik der Zukunftsfähigkeit
wird vordringlich die Grenzen der
Tragfähigkeit der Ökosysteme beach-
ten und von dort aus Leitplanken für
Wirtschaft und soziale Sicherheit for-
mulieren müssen. Nachhaltigkeit und
Zukunftsfähigkeit brauchen Regeln
und einen regionalen Bezug. Sie be-
ginnen beim Verhalten der Menschen
und münden in die Stadtgesellschaft.
Unser Ziel ist es, in allen gesellschaft-
lichen Bereichen ein abwägendes, er-
haltendes und vorausschauendes Ver-
halten als Grundlage von Planung
und Entwicklung durchzusetzen und
stetig weiter zu entwickeln. Hierzu be-
darf es einer lebendigen Demokratie. 

Die Landeshauptstadt Stuttgart mit
ihren fast 600 000 Einwohnern ist viel-
fältig in das Wirtschaftsgeschehen
eingebunden und gibt einen Teil des
politischen Handelns vor. Die Verwal-
tung sowie die Eigen- und Beteili-
gungsbetriebe der verschiedensten Art
sollten sich auf die kommunalen  Auf-
gaben konzentrieren und diese nach
verträglichen Kriterien erledigen, z.B.
den Strom aus 100 % erneuerbarer 
Energie beziehen, bzw. diesen Strom
in der Stadt selber gewinnen. Die

Arbeit und Wirtschaft
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Stadt kann zusammen mit Bürgerin-
nen und Bürgern durch massive Inve-
stitionen in Energieeinsparung und
Energieeffizienz (z.B. im Gebäudebe-
reich) das örtliche Handwerk fördern. 

Die öffentliche Daseinsvorsorge für
Wasser, Gas und Strom muss wieder
im Interesse der EinwohnerInnen ei-
genständig betrieben werden (Rück-
kauf). Nicht originäre Aufgaben wie
z.B. das Halten von Beteiligungen an
Großbanken (z.B. rd. 20 % an der
LBBW) sollte aufgegeben werden.
Stuttgart muss mit seiner Politik die
natürlichen Lebensgrundlagen (Bo-
den, Luft, Wasser, Weinberge, Felder
und Wald) schonen und erhalten, wo-
bei der biologischen Landwirtschaft
und der Kreislaufwirtschaft der Vor-
zug zu geben ist. Statt Flächenver-
brauch und Bodenzerstörung fordern
wir Null-Flächen-Verbrauch, Umnut-
zung und Flächenrecycling. Abfall,
Wasser- und Luftbelastungen, beson-
ders die gefährlichen Feinstäube,
müssen radikal reduziert werden.

Das Klimaschutzkonzept KLIKS
muss verstärkt auf die privaten Haus-
halte ausgeweitet werden. Wir wollen
die Reduzierung der CO2-Emissionen
mit dem Ziel, bis 2050 die „CO2-freie
Stadt“ zu erreichen. Bisher hat die
Stadt Stuttgart ihre eigenen Klima-
schutzziele leider noch nie eingehalten.

Überzogene Großprojekte, die die
zerstörerische Bebauung im Stuttgar-
ter Talkessel ins Unerträgliche stei-
gern, sind überflüssig: Stuttgart 21
und teilweise auch die geplanten

Stuttgart Ökologisch Sozial
Das offene Personenbündnis für ein demokratisches, ökologisches und solidarisches Stuttgart

Ökologische Ökonomie Am 7. Juni ist Kommunalwahl:
Stuttgart 21 abwählen!

60 Stimmen für SÖS sind 60 Stimmen gegen Stuttgart 21 



Parteifreies Bündnis SÖS www.sös-stuttgart.de 2009-08

Quartiersmodernisierungen mit noch
mehr Büros, Einzelhandel und Hotels
in der City sind abzulehnen. Woher
sollen die notwendigen Kunden kom-
men, und wie soll der steigende Indi-
vidualverkehr bewältigt werden? Die
Einkaufsgewohnheiten beginnen sich
radikal zu ändern (Internet-Einkauf).
Wir fordern: keine großen Straßen-
und Tunnelbauten mehr!

Wenn die Arbeit fair geteilt wird,
werden Arbeitszeitverkürzung, Aus-
bildung und Fortbildung zu einer
Kernaufgabe. Durch Arbeitszeitver-
kürzung bei vollem Lohnausgleich,
Senkung des Rentenalters und durch
Erhöhung des gesetzlichen Urlaubs-
anspruchs können neue Arbeitsplätze
geschaffen werden. Eine Strategie der
Arbeitszeitverkürzung (30-Stunden-
woche) steht allerdings immer auch
in Konkurrenz zu dem Ziel, Einkom-
menserhöhungen durchzusetzen. Die
durchschnittlich kürzeren Arbeitszei-
ten konnten in der Vergangenheit nur
erreicht werden, indem die Beschäf-
tigten auf einen Teil der ansonsten
möglichen Einkommenserhöhungen
verzichteten. Arbeit fair teilen führt
zu einer höheren Erwerbstätigkeit
und zu geringerer Arbeitslosigkeit.

Nicht alle in Deutschland gegen-
wärtig gezahlten Löhne sind exi-
stenzsichernd. Millionen Menschen
in diesem Land können von ihrem
Arbeitslohn (in Vollzeit) nicht leben
und brauchen aufstockende Leistun-

gen der Bundesagentur für Arbeit.
Dieser Skandal kann nur durch die
gesetzliche Festlegung von Mindest-
löhnen überwunden werden. Not-
wendig ist ein nomineller gesetzlicher
Mindestlohn von 10 Euro pro Stunde. 

Wer keiner Erwerbsarbeit nachge-
hen kann oder nur weniger als eine
bestimmte Mindestwochenstunden-
zahl arbeiten kann, sollte eine aus-
kömmliche Grundsicherung erhalten.
Sie liegt deutlich über den gegenwär-
tigen Sätzen und wird zeitnah den
steigenden Lebenshaltungskosten an-
gepasst. Hartz IV hat zu keinen neu-
en Arbeitsplätzen geführt. Hartz IV
hat dazu beigetragen, das allgemeine
Lohnniveau zu senken. Hartz IV
muss weg! Für die Jugendlichen
brauchen wir eine hundertprozentige
Ausbildungsquote.

Das Leitbild der kürzeren Lebens-
arbeitszeit verfolgt auf der einen Seite
die Absicht, über Arbeitszeitverkür-
zung die Erwerbsarbeit unter allen
Männern und Frauen gleichmäßig
aufzuteilen und für unsere Jugend Ar-
beitsplätze zu schaffen. Auf der ande-
ren Seite möchte es Chancen eröffnen,
die gewonnene Zeit für private oder
familiäre Arbeit oder für politische
und solidarische Arbeit einzusetzen.
Damit haben wir mehr Zeit, unsere
Zukunft gemeinsam zu gestalten.

Eine Politik, die sich dem Prinzip
Vorsorge verschreibt, kann sich nicht
erlauben, auf unvermindertes wirt-
schaftliches Wachstum zu setzen.  Der
Trieb zur schrankenlosen Ausdehnung
der Produktion liegt in der kapitalisti-

SÖS im Rathaus

Wenn Sie die Arbeit des Parteifreien
Bündnis SÖS unterstützen wollen,
überweisen Sie bitte Ihre Spende auf
folgendes Konto: Kontoinhaber: SÖS
Stuttgart Ökologisch Sozial, GLS Ge-
meinschaftsbank eG, Kto.-Nr. 68998700,
BLZ: 43060967.
Bitte geben Sie als Verwendungszweck
Spende und, sofern Sie eine Zuwen-
dungsbestätigung brauchen, Ihre voll-
ständige Anschrift an.
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Spenden an SÖS:

SÖS, das bedeutet Stuttgart, ökolo-
gisch, sozial. SÖS ist ein Bündnis von
Menschen, denen es nicht egal ist, was
in und mit Stuttgart passiert – und 
denen es auch nicht egal ist, was mit
der Welt passiert. Seit 5 Jahren ist das
Parteifreie Bündnis SÖS durch Stadtrat
Hannes Rockenbauch im Gemeinderat
vertreten. Als offene Plattform für 
alle Stuttgarterinnen und Stuttgarter,
die für ein ökologischeres, sozialeres 
und demokratischeres Stuttgart stehen,
tritt das Parteifreie Bündnis SÖS 2009
erneut zur Kommunalwahl an.
Ihre Stimme zählt, wählen Sie die Alter-
native mit Herz, Köpfchen und Kopf-
bahnhof K 21!
Unsere 60 SÖS-Kandidaten unter:
www.sös-stuttgart.de

schen Produktionsweise selbst begrün-
det. Eine deutliche Entkopplung von
Umweltverbrauch und Wirtschaftslei-
stung ist möglich und muss vorange-
trieben werden. Es ist aber eine offene
Frage, ob und gegebenenfalls wie und
bis wann die für die Nachhaltigkeit
notwendige Größenordnung erreicht
werden kann. Kapitalismus – unab-
hängig davon, ob private, genossen-
schaftliche oder öffentliche Eigner do-
minieren – als Vorherrschaft des Ren-
ditekalküls über Gemeinwohlbelange,
ist  nicht zukunftsfähig.

Überlebensfähig ist nur eine Wirt-
schaftsform, die den Gemeingütern
Umwelt und Lebensqualität Sitz und
Stimme gibt. ■

➨ mit einem alternativen Konjunkturprogramm „CO2-freie Stadt“ zur energeti-
schen Sanierung von öffentlichen und privaten Gebäuden nicht nur das Klima 
schonen, sondern auch das Stuttgarter Handwerk und den Mittelstand fördern

➨ den Rückkauf der Energie- und Wasserversorgung; „Technische Werke Stutt-
gart”, die dezentral Strom/Wärme aus erneuerbaren Energien erzeugen.

➨ die 30-Stunden-Woche bei vollem Lohnausgleich
➨ einen gesetzlichen Mindestlohn von 10 Euro pro Stunde
➨ eine auskömmliche Grundsicherung ohne Bürokratie. Hartz IV muss weg!
➨ eine hundertprozentige Ausbildungsquote für Jugendliche
➨ eine Wirtschaftsform, die Umwelt und Lebensqualität Sitz und Stimme gibt

Wir wollen:

Wir lehnen ab:
➨ dass die Krisenlasten auf die Beschäftigten, Rentner und Hartz IV-Empfänger 

abgewälzt werden. Wir bezahlen eure Krise nicht!
➨ die Privatisierung der Daseinsvorsorge, ob AWS oder Klinikum Stuttgart
➨ eine Stadtplanung für Großinvestoren/Kapitalinteressen. Die Stadt gehört allen.

Solidarisch und sozial


